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fung des Berufsbeamtentums zerschlagen werden. Zugleich 
mußten neue Kräfte aus dem Volk für den neuen Staats­
apparat gewonnen werden.

6. Es war notwendig, die Beschränkung der Demokratie 
auf allgemeine Wahlen — wie im bürgerlichen Staat — zu 
überwinden und eine enge Verbindung von allgemeinen 
Wahlen mit Formen der unmittelbaren Demokratie her­
zustellen, um eine reale und allseitige Einbeziehung der 
Massen in die Leitung des Staates zu sichern.

7. Das Prinzip der Gewaltenteilung .mußte ein für alle­
mal aufgehoben und durch das Prinzip der Volkssouverä­
nität ersetzt werden. An die Stelle der Gewaltenteilung 
trat die Verwirklichung aller staatlichen Funktionen durch 
das Volk selbst bzw. unter ständiger Kontrolle und Ein­
flußnahme durch die Volksvertretungen. Die Bürger der 
DDR üben ihre politische Macht durch demokratisch ge­
wählte Volksvertretungen aus. Auf dieser Grundlage 
wurde auch die Unterwerfung der Parlamente unter den 
bürgerlichen Justizapparat liquidiert.

Mit der Verwirklichung dieser historischen Lehren ha­
ben wir die Überlegenheit der sozialistischen über die bür­
gerliche Demokratie praktisch bewiesen.

Heute, bei der Gestaltung der entwickelten sozialisti­
schen Gesellschaft, stehen wir vor neuen Anforderungen 
und zugleich neuen Möglichkeiten bei der Entwicklung der 
sozialistischen Demokratie. Die soziale Basis unseres Staa­
tes hat sich verbreitert, die Durchführung der Hauptauf­
gabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
macht die Übereinstimmung der persönlichen mit den ge­
sellschaftlichen Interessen für alle Bürger immer offen­
sichtlicher, erfordert aber auch noch größere Initiativen 
und persönlichen Einsatz, besonders in der materiellen 
Produktion. Dementsprechend durchdringt die sozialisti­
sche Demokratie alle Lebensbereiche. Das planmäßige und 
koordinierte Zusammenwirken aller organisierten Kräfte 
der Gesellschaft unter Führung der Partei der Arbeiter­
klasse wird zu einem wesentlichen Charakterzug der poli­
tischen Beziehungen. Die neue Stufe der Entwicklung 
kommt im Begriff der politischen Organisation der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft treffend zum Aus­
druck.

Beim Ausbau der sozialistischen Demokratie entspre- ' 
chend den neuen, höheren Anforderungen ist uns die neue 
sowjetische Verfassung, das fortschrittlichste Grundgesetz 
der Welt, eine große Hilfe. Sie zeigt die neuen Dimensio­
nen sozialistischer Demokratie vorbildhaft z. B. an der 
Rolle der Sowjets, an der gewachsenen Funktion der Ar­
beitskollektive und an der Gestaltung des Verhältnisses 
von Staat und Persönlichkeit. Sie geht von einer umfas­
senden, theoretisch begründeten und praktisch erprobten 
Konzeption der sozialistischen Demokratie und der An­
wendung der Leninschen Prinzipien über die Rolle des 
Staates aus.

Politischer Pluralismus — 
antisozialistische Ideologie

Wie erbärmlich wirken angesichts dieser Erfahrungen und 
dieser Perspektiven die Versuche der Revisionisten, die 
sozialistische Demokratie zu verleumden und zu verun­
glimpfen! Die von Revisionisten besonders bevorzugte 
Ideologie ist der politische Pluralismus, die Staatslehre 
des Reformismus. Er ist speziell Ausdrude und Rechtfer­
tigung für die Position jener Kräfte, die den Standpunkt 
der Arbeiterklasse mit dem der Bourgeoisie versöhnen 
wollen. Eine marxistische Analyse dieser Ideologie läßt 
erkennen, daß die Verfechter des Pluralismus bei ihrer 
Verherrlichung des „freien Spiels der politischen Kräfte“ 
in einigen kapitalistischen Ländern eine „Kleinigkeit“ un­
terschlagen, nämlich den Klassencharakter des Staates und 
die realen ökonomischen Verhältnisse. Was als plurali­
stische Gesellschaft ausgegeben wird, ist der staatsmono­
polistische Kapitalismus, drapiert mit parlamentarischen,

bürgerlich-demokratischen Herrschaftsformen. Was als 
„Freiheit der Äußerung und Verbreitung aller politischen 
Meinungen“ ausgegeben wird, erweist sich in der Pra­
xis als Informations- und Meinungsmonopol in den Hän­
den reaktionärer Kräfte auf der einen und als Unter­
drückung und Verfolgung fortschrittlicher Auffassungen 
und ihrer Vertreter in allen imperialistischen Staaten auf 
der anderen Seite.

Die Verfechter des Pluralismus wollen den Eindruck 
erwecken, als ob es in den kapitalistischen Ländern allein 
vom Willen des Wählers abhängt, welche Partei an die 
Regierung kommt und ob Sozialismus oder Kapitalismus 
praktiziert wird. Dabei zeigt die historische Erfahrung 
überzeugend, daß die Bourgeoisie noch nicht ein einziges 
Mal bereit war, sich von der Arbeiterklasse „abwählen“ zu 
lassen, daß noch nie durch Wahien Machtfragen entschie­
den wurden. Vielmehr setzt die Bourgeoisie alle Formen 
des Drucks und der Erpressung bis zur brutalen auslän­
dischen Intervention ein, wenn auch nur die Gefahr be­
steht, daß sich aus der „Vielzahl der Parteien und Ver­
bände“ die Parteien und Organisationen der Arbeiter­
klasse durchsetzen sollten.

Der Pluralismus einer Gesellschaft, in der das Mono­
polkapital herrscht, ist — wie nicht zuletzt das Beispiel der 
Weimarer Republik, eines geradezu exemplarisch „plura­
listischen“ Gebildes, beweist — lediglich auf die Parteien 
und Exponenten des Monopolkapitals und auf diejenigen 
Kräfte aus anderen sozialen Schichten beschränkt, die eine 
Politik der Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie betrei­
ben. Für die revolutionäre Arbeiterklasse ist er ebenso 
ein Trugbild wie die Gleichheit von Ausbeutern und Aus­
gebeuteten schlechthin.

Die bürgerlichen Ideologen, die zum Teil die Schwäche 
ihrer Argumentation erkennen, bemühen sich, die Ideolo­
gie des Pluralismus „theoretisch“ zu untermauern. Sie 
begründen ihre Position mit der Behauptung, daß es keine 
objektiven Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen Ent­
wicklung gebe oder diese jedenfalls nicht erkennbar seien 
und deshalb das Gemeinwohl nur über den Kampf diver­
gierender Ideen und Interessen realisiert werden könne. 
Sie leugnen die Dominanz der Klasseninteressen, die Über­
einstimmung der Klasseninteressen der Arbeiterklasse mit 
den objektiven Gesetzmäßigkeiten, und sprechen statt des­
sen von einer verwirrenden Vielfalt der verschiedensten 
Interessengruppen und Weltanschauungen, die durch per­
manente Kompromisse harmonisiert werden sollen. Die 
agnostizistischen, subjektiv-idealistischen Quellen des poli­
tischen Pluralismus sind eine weitere Bestätigung für seine 
Unwissenschaftlichkeit.

Die Bourgeoisie nutzt die Ideologie des Pluralismus 
nicht nur dazu, um die tiefgreifenden Klassengegensätze 
und das Regime der Klassenunterdrückung in den von ihr 
beherrschten Ländern zu verschleiern. Ihr Hauptzweck be­
steht vielmehr darin, als Mittel im Kampf gegen den re­
alen Sozialismus zu wirken, die politische und ökonomi­
sche Macht des werktätigen Volkes in den sozialistischen 
Ländern zu untergraben und bürgerlich-kapitalistische 
Verhältnisse wiederherzustellen. Unter der Flagge der 
Freiheit für unterschiedliche Meinungen, Gruppen und In­
teressen soll antisozialistische Propaganda legalisiert wer­
den!

Die führende Rolle der Partei der Arbeiterklasse soll 
liquidiert werden. Die Ideologie des politischen Pluralis­
mus soll und will mit der angeblichen „Gleichberechti­
gung verschiedener Meinungen und Interessen“ in Wahr­
heit die Gleichberechtigung von Revolution und Konter­
revolution in den sozialistischen Ländern durchsetzen. Den 
Klasseninhalt der Losung von der „Gleichberechtigung der 
Ansichten“ hat bereits L e n i n  entlarvt, als er in Vorbe­
reitung des II. Kongresses der Kommunistischen Interna­
tionale schrieb, daß als Kollaborationisten, als Anhänger 
eines Blocks des Proletariats mit der Bourgeoisie auch 
jene zu betrachten seien, „die z. B. die Gleichheit der


